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1. Fragestellung 

Es wird gefragt, ob durch eine Verfassungsänderung die 20. Wahlperiode auf fünf Jahre verlängert 
werden kann. 

2. Verlängerung zukünftiger Wahlperioden 

Der Bundestag wird gemäß Art. 39 Abs. 1 S. 1 GG grundsätzlich auf vier Jahre gewählt. Eine Ver-
längerung der Wahlperiode ist seit den 1950er Jahren Diskussionsgegenstand.1 Sie bedarf einer 
Verfassungsänderung, die nach Maßgabe des Art. 79 GG zulässig ist.  

Hierzu ist gemäß Art. 79 Abs. 2 GG eine Zweidrittelmehrheit in Bundestag und Bundesrat erforder-
lich. Zudem ist die Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG zu beachten, wonach unter anderem 
die in Art. 20 GG niedergelegten Grundsätze nicht berührt werden dürfen. Aus dem in Art. 20 Abs. 1 
und 2 GG verankerten Demokratieprinzip folgt, dass es unzulässig ist, eine laufende Wahlperiode 
zu verlängern.2 Nach der im Grundgesetz verwirklichten repräsentativen Demokratie ist das Volk 
der Träger der Staatsgewalt. Der Souverän, das Volk, überträgt dem Parlament durch Wahlen die 
Herrschaft für die in der Verfassung festgeschriebene Dauer („Herrschaft auf Zeit“). Eine Verlän-
gerung der laufenden Wahlperiode käme daher einer Selbstermächtigung gleich, die nicht von der 
Verfassung gedeckt ist.3 Zulässig ist dagegen eine Verlängerung künftiger Wahlperioden.4 Aller-
dings könnte die kommende 20. Wahlperiode nicht mehr verlängert werden, weil die Bundestags-
wahl bereits in einem halben Jahr stattfindet. 

Das Parlament als einziges unmittelbar demokratisch legitimiertes Verfassungsorgan bedarf der 
regelmäßig wiederkehrenden Legitimation durch Wahlen.5 Die Dauer der Wahlperiode muss einer-
seits lang genug sein, um die Funktionsfähigkeit des Parlaments zu wahren. Effektive parlamen-
tarische Tätigkeit darf nicht durch zu häufige Wahlen behindert werden.6 Andererseits muss der 
für die repräsentative Demokratie essentielle Legitimationsakt der Wahl in ausreichend kurzen 
Abständen erfolgen. Bei einer zu langen Ausdehnung der Wahlperiode ginge der Legitimations-
zusammenhang zwischen Abgeordneten und Wähler verloren.7 Überwiegend wird vertreten, dass 

                                     

1 Hölscheidt, in: Bonner Kommentar, Juli 2019, Art. 39 Rn. 51. 

2 Klein; in: Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, Werkstand: 92. EL August 2020, Art. 39 Rn. 22. 

3 Magiera, in: Sachs, Grundgesetz, 8. Auflage 2018, Art. 39 Rn. 4. 

4 Magiera, in: Sachs, Grundgesetz, 8. Auflage 2018, Art. 39 Rn. 5; Groh, in: von Münch/Kunig, Grundgesetz-Kom-
mentar, 7. Auflage 2021, Art. 39 Rn. 7. 

5 Magiera, in: Sachs, Grundgesetz, 8. Auflage 2018, Art. 38 Rn. 33. 

6 Schliesky, in: von Mangoldt/Klein/Starck, Grundgesetz, 7. Auflage 2018, Art. 39 Rn. 23. 

7 Magiera, in: Sachs, Grundgesetz, 8. Auflage 2018, Art. 39 Rn. 3. 
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eine Wahlperiode nicht länger als fünf Jahre dauern sollte, um noch mit dem Demokratieprinzip 
aus Art. 20 Abs. 2 GG vereinbar zu sein.8 

In allen Bundesländern (bis auf Bremen) und dem Europäischen Parlament werden die Abgeord-
neten der Parlamente für eine Wahlperiode von fünf Jahren gewählt. 

Es wäre daher zulässig, auch für den Bundestag eine fünfjährige Wahlperiode vorzusehen. 

*** 

                                     

8 Schliesky, in: von Mangoldt/Klein/Starck, Grundgesetz, 7. Auflage 2018, Art. 39 Rn. 25; Morlok, in: Dreier, 
Grundgesetz-Kommentar, 3. Auflage 2015, Art. 39 Rn. 10. 


